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Notfallsanitäterausbildung: 
Gemeinsam auf den Weg 
gebracht 
Seit 2014 gelten neue Anforderungen für den Einsatz von Notfallsa-
nitätern bzw. Rettungsassistenten. Künftig ist „Notfallsanitäter“ die 
höchste nichtärztliche medizinische Qualifikation sowohl im boden-
gebundenen Rettungsdienst als auch im Rettungshubschrauber.

I
m nichtärztlichen Bereich des Ret-
tungsdienstes kamen bislang Ret-
tungshelfer, Rettungsassistenten und 
Rettungssanitäter zum Einsatz. Einzig 

die Ausbildung zum Rettungsassistenten 
war bisher im Rettungsassistentengesetz 
(RettAssG) aus dem Jahr 1989 bundesein-
heitlich geregelt. 

Dieses Gesetz wurde durch das zum 
1.1.2014 in Kraft getretene Notfallsani-
tätergesetz (NotSanG) abgelöst. Neu ist 
die Einführung eines weiteren Gesund-
heitsfachberufes. Damit verbunden sind 
die Etablierung einer neuen Ausbildung, 
die Festlegung von Übergangsregelun-
gen und die Klärung von Finanzierungs-
fragen. Die Ausbildungsinhalte und –ziele 
wurden neu gefasst und die mit dem Be-
ruf verbundenen Handlungskompetenzen 
konkretisiert und erweitert. Damit einher 
gehen eine Verlängerung der Ausbildungs-
zeit von bisher zwei auf zukünftig drei Jah-
re sowie Ausbildungsmehrkosten wie z. B. 
für Schulen, Lehrrettungswachen, Lehr-
mittel und der explizit vorgesehenen Aus-
bildungsvergütungen. 

Die Ausbildung, die drei Jahre dau-
ert, ist für die Auszubildenden kostenfrei. 
Bereits mit der Novellierung des Bran-
denburgischen Rettungsdienstgesetzes 
(BbgRettG) im Jahr 2008 wurde zur Fi-
nanzierung im § 17 Abs. 4 festgeschrie-
ben, dass Aus- und Fortbildungskosten 
des medizinischen Personals, das u. a. 
in den Rettungswachen eingesetzt wird, 
Kosten des Rettungsdienstes sind und 
damit in die Gebühren eingehen und von 
den Gebührenschuldnern zu finanzieren 
sind. Die zum Ansatz kommenden Kosten 
unterliegen dem im § 17 Abs. 2 BbgRettG 
festgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsge-
bot. Ein Verhandlungsrecht zu den Kos-
ten des Rettungsdienstes haben die Kran-
kenkassen jedoch nicht, sie sind lediglich 
im Rahmen des Satzungsverfahrens an-
zuhören.

Herausforderungen gemeinsam meistern

Unmittelbar nach dem Inkrafttreten des 
NotSanG lud das zuständige Landesminis-
terium die kommunalen Spitzenverbände, 
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Für die Vertragsärzte in Branden-
burg steht das Ergebnis der Honorar-
verhandlung für 2015. Auf der Basis 
konstruktiver Verhandlungsrunden 
haben die Krankenkassen im Einver-
nehmen mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung Brandenburg (KVBB) 
die Weiterentwicklung des vertrags-
ärztlichen Honorars beschlossen. Es 
handelt sich um ein gemeinsam ent-
wickeltes Ergebnis, in dem die For-
derungen von beiden Seiten berück-
sichtigt wurden. 
Die Vertragspartner haben die Mög-
lichkeiten der Auslegungen der bun-
desweiten Rahmenbedingungen für 
die Vertragsärzte im Land Branden-
burg eingehend geprüft und verein-
bart, dass die Besonderheiten im 
Bereich der fachärztlichen Versor-
gung ergänzend gefördert werden. 
Im Weiteren haben die Krankenkas-
sen erneut von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht, Förderungen für 
spezielle Leistungen und Leistungs-
erbringer umzusetzen und den dafür 
vorhandenen finanziellen Spielraum 
genutzt. Die Aufteilung der zusätzli-
chen Finanzmittel wird gemeinsam 
mit der KVBB vorgenommen. Auch 
wurde die Morbidität im Verhältnis 
zur Demographie in einem ausgewo-
genen Maß berücksichtigt.

H O N O R A R  Ä R Z T E

Gesamtvergütung 
2015 erfolgreich 
verabschiedet
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Nachqualifizierung ist prioritär

Auch wenn mehrere Rettungsdienstträger 
im Land Brandenburg in diesem Jahr be-
reits Auszubildende einstellen, konzent-
riert sich die Umsetzung des NotSanG der-
zeit vorrangig auf die Nachqualifizierung 
und Ergänzungsprüfungen des vorhande-
nen Personals. Auf Grundlage der geänder-
ten Landesrettungsdienstplanverordnung 
haben bedarfsorientiert Nachqualifizierun-
gen und Ergänzungsprüfungen der derzeiti-
gen Rettungsassistenten bis zum 31.12.2020 
zu erfolgen. Der damit verbundene Perso-
nalmehrbedarf von z. T. bis zu fünf Vollkräf-
ten je Rettungsdienstbereich zum Ausgleich 
der Ausfallzeiten wird in den kommenden 
Jahren ebenfalls zu einer Erhöhung der Ge-
bühren im Rettungsdienst führen. 

Fazit und Ausblick

Brandenburg hat sich sehr zeitnah mit allen 
Beteiligten über die Umsetzung des neuen 
Gesetzes verständigt. Rahmenbedingun-
gen wurden gesetzt und ein Fahrplan abge-
stimmt, der bereits in Kraft getreten ist. Die 
im Land ansässigen Rettungsdienstschu-
len wollen nach einem gemeinsamen Rah-
menlehrplan eine einheitliche Ausbildung 
in Brandenburg gewährleisten. Klingt nach 
einem vernünftigen Miteinander der Part-
ner. Die (Mehr-)Kosten werden jedoch fast 
ausschließlich die Versicherten der gesetz-
lichen Krankenkassen tragen müssen.  

die Landeskrankenhausgesellschaft Bran-
denburg, die Rettungsdienstschulen und 
die Krankenkassen ein, gemeinsam Ge-
spräche zur Umsetzung der Neuregelun-
gen zu führen. Die Einbindung der Kran-
kenkassen wurde im weiteren Verlauf 
bei der Überarbeitung der im Landesret-
tungsdienstplan festgelegten Besetzung 
der Rettungsmittel fortgesetzt. Auch zu 
den von der Landesregierung zu erarbei-
tenden Kriterien für die Geeignetheit von 
Krankenhäusern und den Qualitätsstan-
dards für die Genehmigung von Rettungs-
wachen für die praktische Ausbildung von 
Notfallsanitätern haben die Krankenkas-
sen die Gelegenheit zur Stellungnahme 
genutzt. 

Die Umsetzung des NotSanG in den 
18 Rettungsdienstbereichen des Landes 
Brandenburg bildete in den Anhörungen 
mit den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten zu den Gebührensatzungen 2015 den 
Schwerpunkt. Es galt, Kompromisse zu 
wirtschaftlichen Kostenansätzen zu fin-
den. Für die Ausbildung von Notfallsa-
nitätern geht das Land Brandenburg zu-
künftig von drei bis vier Auszubildenden 
im Jahr und je Rettungsdienstbereich aus. 
Die Kosten werden sich nach derzeitigem 
Stand für die dreijährige Ausbildung zum 
Notfallsanitäter auf ca. 78.000 Euro je 
Auszubildenden belaufen. D. h. auf die 
Krankenkassen kommen hier deutliche 
Mehrkosten von fast einer Million Euro 
jährlich zu. 

FO
TO

  K
KH

Ohne Veränderungen gibt es keine 
Weiterentwicklung. Die Einführung 
des Notfallsanitäters verändert Be-
fugnis und Tätigkeit nichtmedizini-
schen Personals im Rettungsdienst. 
Das begrüßen wir, weil die präklini-
sche Versorgung durch den Rettungs-
dienst im nichtärztlichen Bereich da-
mit gestärkt wird. Davon können alle 
Hilfebedürftigen profitieren. Und es 
entlastet die Notärzte, die ggf. weni-
ger zum Einsatzort geordert werden 
müssen. Das sollte dazu beitragen, 
dass auch im Flächenland Versor-
gungsqualität im Rettungsdienst wei-
terhin gesichert wird.
Die Vorgehensweise des Landes, mit 
allen Beteiligten an einem Tisch Aus-
gestaltung und Umsetzung zu disku-
tieren, ist zu begrüßen. Bei aller Ge-
meinsamkeit bleibt aber eines fast 
ausschließlich an den Kassen hängen: 
die Kosten – im einstelligen Millionen-
bereich. Das ist keine Kleinigkeit. Nach 
unserer Ansicht sind alle Partner in 
der Pflicht. Vor dem Hintergrund eines 
wirtschaftlichen und effizienten Mit-
teleinsatzes im Rettungsdienst sollten 
den Kassen(verbänden) endlich Ver-
handlungsrechte bei kostenrelevan-
ten Entscheidungen eingeräumt wer-
den. Die Verhandlungslösung wäre die 
Anerkennung der Krankenkassen als 
gleichberechtigte Partner bei der Si-
cherstellung eines bedarfsgerechten 
flächendeckenden Rettungsdienstes. 
Wir sind uns dabei unserer Verant-
wortung durchaus bewusst!

K O M M E N T A R

Soweit (aber auch) 
so gut? 

von 
MICHAEL DOMRÖS  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Berlin/Brandenburg 
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Michael Domrös ist neuer Leiter  
der Landesvertretung 
Die Landesvertretung hat seit März einen neuen Kopf: Michael Domrös, 56 Jahre alt,  
Betriebswirt. Seit 1986 bei den Ersatzkassen, seit 1994 beim Verband, leitete er  
von 1996 - 2012 die vdek-Landesvertretung Thüringen und war zuletzt Leiter der  
Stabsstelle Innenrevision in der Verbandszentrale.

Herr Domrös, sie sind ein „Ersatzkassenur-
gestein“ und haben beim vdek schon ver-
schiedene Funktionen und Aufgaben be-
kleidet. Was hat Sie an der neuen Aufgabe 
besonders gereizt? 
Während der letzten drei Jahre als Revi-
sor hätte ich manchmal gerne gesagt: Lasst 
mich mal mitmachen. Von daher war da 
schon eine große Motivation, wieder ins 
operative Geschäft einzusteigen. Ich habe 
mich einfach darauf gefreut, meine um-
fangreichen Erfahrungen und Kenntnisse 
aus dem Bundesgebiet jetzt wieder an ei-
nem Standort aktiv einbringen zu können. 
Genau dafür befindet sich in Brandenburg 
und Berlin ein ganz spannendes Umfeld.

Haben Sie ein persönliches Motto, wie be-
schreiben Sie Ihren Arbeitsstil? 
Mein Motto ist: „Reden wir darüber“. 
Rumeiern ist nicht mein Ding. Ich möchte 
Dinge benennen, Position beziehen und in 
den Dialog treten. Ganz wichtig ist mir da-
bei, mein Gegenüber zu verstehen, zu wis-
sen, wo der andere hin will. Insgesamt gilt 
für mich, dass ich zwar gerne zügig agiere, 
aber nicht für Schnellschüsse zu haben bin.

Wo sehen Sie Ihre Schwerpunkte?
Unsere Arbeit ist gekennzeichnet durch 
einen festen Rhythmus, wiederkehren-
de Abläufe und Routinen. Daran kann und 
wird sich durch meine Person nichts än-
dern. Aber wir verwalten nicht, sondern 
wollen auch gestalten und fragen uns da-
bei immer wieder aufs Neue: Wo soll das 
Gesundheitswesen für unsere Versicher-
ten hingehen? Unser Geschäft ist es, einen 
fairen Ausgleich zu schaffen, damit das 

medizinisch Notwendige und Sinnvolle zu 
einer angemessenen Vergütung erfolgt. Ziel 
muss immer sein, dazu beizutragen, Abläu-
fe effizienter zu gestalten und die Versor-
gung weiter zu verbessern. Für mich ist es 
besonders spannend, diesen Ausgleich pa-
rallel für die wachsende Metropole Berlin 
und das überwiegend vom demographi-
schen Wandel gezeichnete Flächenland 
Brandenburg zu leisten. 

Können das Flächenland Brandenburg und 
der Stadtstaat Berlin trotz ihrer Gegensätz-
lichkeit auch voneinander profitieren?
Da gibt es natürlich ganz große Unterschie-
de, völlig unterschiedliche Rahmenbedin-
gungen in wirklich fast allen Bereichen. 
Dennoch, die Länder sind miteinander ver-
bandelt. Meine vielen Gespräche in den 
letzten Wochen haben deutlich gemacht, da 
gibt es durchaus intensive Wünsche, mehr 
miteinander hinzubekommen. Und es gibt 
auch gute Ansätze für ein stärkeres Zusam-
menagieren. Nehmen wir nur die „Gesund-
heitsregion Berlin/Brandenburg“ oder das 
gemeinsame Krebsregister. Das sind schon 
echte Erfolge, da gibt es nicht nur monetä-
re, sondern auch inhaltliche Synergien.

Gesetzt den Fall, Sie könnten Ihr ganz per-
sönliches Gesetz auf den Weg bringen – wie 
hieße dieses Gesetz und was würde sich da-
durch im Gesundheitswesen verändern?
Wir sollten uns da nicht überschätzen. Un-
sere Aufgabe ist es zu hinterfragen, was 
beim Versicherten ankommen soll. Dann 
können wir rückwärts rechnen und uns 
überlegen, wie bekommen wir eine ver-
nünftige Verteilung und Zuordnung für die 

medizinisch notwendigen Leistungen hin. 
Und es ist auch die Frage zu beantworten, 
wie können wir die Leistungserbringer, un-
sere Vertragspartner, für ihre erbrachten 
Leistungen angemessen vergüten.

 
Wo sehen Sie das Brandenburgische Ge-
sundheitswesen im bundesweiten Ver-
gleich?
Jedes Land hat seine ganz speziellen Vor-
züge und Erfolge. Das Land Brandenburg 
hat z. B. früh gezeigt, dass der demogra-
phische Wandel nicht am Schreibtisch be-
wältigt werden kann, sondern gestaltet 
werden muss. Viele gute Ideen sind von 
Brandenburg ausgegangen. In Branden-
burg ist man sehr kreativ, weil sich hier 
die Fragen rund um den demographischen 
Wandel schon frühzeitig wie in einem 
Brennglas gebündelt haben.

Sie sind seit 100 Tagen im Amt. Anlass für 
eine erste Bilanz. Was zeichnet die Landes-
vertretung Berlin/Brandenburg aus, wo lie-
gen die größten Herausforderungen? 
Ich sehe bei den Mitarbeitern der Landes-
vertretung ein sehr hohes Maß an Iden-
tifikation und Eigenverantwortlichkeit in 
ihren Aufgaben. Sie hinterfragen und wol-
len mitgestalten, das finde ich Mut ma-
chend. Unsere gemeinsame Aufgabe sehe 
ich darin, Meinungsbildung zu organisie-
ren und zu bündeln, eine Diskussions-
bühne zu bieten und Ideengeber für die 
Akteure zu sein. Mein Ziel ist es, mit mög-
lichst vielen Playern des Gesundheitswe-
sens das Gespräch zu suchen. Das sind 
teilweise große Herausforderungen und 
ich freue mich darauf!  
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Kassen und Ärzte als 
Vordenker in Brandenburg
Die Krankenkassen und die Kassenärztliche Vereinigung Brandenburg 
(KVBB) haben frühzeitig als Partner auf der Landesebene nach kons-
truktiven Lösungen zu Sicherung der ambulanten vertragsärztlichen 
Versorgung gesucht und sind fündig geworden.

M
it dem GKV-VStG wurde der 
Weg für die Landesebene ge-
ebnet, um Fördermaßnahmen 
in Gebieten zu finanzieren, 

für die der Landesausschuss eine Feststel-
lung über das Vorliegen (drohender) Un-
terversorgung bzw. eines zusätzlichen lo-
kalen Versorgungsbedarfs getroffen hat: 
Die Bildung eines Strukturfonds nach § 105 
Abs. 1a SGB V. Die Krankenkassen und die 
KVBB haben seit 2012 eine solche Rahmen-
vereinbarung zum Strukturfonds geschlos-
sen, die es ermöglicht, über die vorgegebe-
nen Fördermaßnahmen hinaus dafür Sorge 
zur tragen, dass auch Gebiete mit geringe-
rer Versorgungsstrukturqualität weiterhin 
adäquat versorgt werden können.

Der o. g. paritätisch finanzierte Struk-
turfonds wird untergliedert in zwei Teil-
fonds: Mittel aus dem Teilfonds A werden 

in Gebieten verwendet, in denen Beschlüs-
se des Landesausschusses nach § 100 Abs. 
1 und 3 SGB V (drohende Unterversorgung 
oder lokaler Versorgungsbedarf) getroffen 
worden sind. Insbesondere werden die-
se Mittel für Zuschüsse zu den Investiti-
onskosten bei der Neuniederlassung oder 
der Gründung von Zweigpraxen, Zuschlä-
ge zur Vergütung und zur Ausbildung sowie 
für die Vergabe von Stipendien verwendet. 
Für regionale Projekte zur Förderung der 
Sicherstellung der vertragsärztlichen Ver-
sorgung wird der Teilfonds B gebildet. Die 
KVBB bindet die Krankenkassen vor Be-
ginn des jeweiligen Projektes adäquat ein. 
Hierzu gehören u. a. Gegenstand und Idee 
der Maßnahme mit entsprechender Ziel-
setzung und Lösungsansätzen, das voraus-
sichtliche Finanzvolumen und die Kriteri-
en zur Fortführung der Projektfinanzierung. 

DER STRUKTURFONDS  im Land Brandenburg

2012 trat das GKV-Versorgungsstruk-
turgesetz in Kraft. Ein wesentliches 
Ziel war die dauerhafte Sicherung ei-
ner wohnortnahen, flächendeckenden 
medizinischen Versorgung. 
Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
(KVen) können demnach einen Struk-
turfonds nach § 105 Abs. 1a SGB V zur 
Finanzierung von Fördermaßnahmen 
in unterversorgten Gebieten bilden. 
Dieser wird paritätisch von Kassen 
und KVen in Höhe von 0,1 Prozent der 
Gesamtvergütung gespeist. Mit Geset-
zeseinführung wurden Regelungen 
zur Steuerung des Niederlassungsver-
haltens von Vertragsärzten und Ver-
tragspsychotherapeuten über finan-
zielle Anreize weiterentwickelt. U. a. 
sind Zuschüsse zu den Investitions-
kosten bei Neuniederlassungen oder 
der Gründung von Zweigpraxen vor-
gesehen. Auch können Zuschläge zur 
Vergütung, die Ausbildung von Medi-
zinern sowie Stipendien für Studen-
ten finanziert werden.
Kassen und Kassenärztliche Ver-
einigung Brandenburg (KVBB) ha-
ben gemeinsam die Möglichkeiten 
des Gesetzgebers umgesetzt und ei-
nen Strukturfonds nach § 105 Abs. 1a 
SGB V gebildet.
Vorher konnte der Landesausschuss 
finanzielle Lenkungszuschüsse für 
Ärzte beschließen, die frei werden-
de Praxen übernehmen bzw. in un-
terversorgten Regionen Praxen neu 
gründen. Auch hier haben Kassen und 
KVBB von der Ausschöpfung beste-
hender Rechtsmittel Gebrauch ge-
macht. Bei Übernahme einer Praxis in 
einer unterversorgten Region erhält 
der Arzt 25.000 Euro, bei Neugrün-
dung 20.000 Euro sowie bei Praxis-
übernahme in Form einer Zweigpra-
xis 7.500 Euro.

H I S T O R I E

Strukturfonds – was 
bisher geschah 
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Strukturfonds gemäß § 105 Abs. 1a SGB V
– paritätische Mittelbereitstellung durch Krankenkassen  

und Kassenärztliche Vereinigung Brandenburg –

Mittelverwendung in 2014:
•	 Förderung Weiterbildung 

Fachärzte
•	 Ausbildungsfinanzierung
•	 Investitionskostenzuschüsse

Mittelverwendung in 2014: 
 KV RegioMed Zentrum

•	 Templin
•	 Brandenburg
•	 Guben

Teilfonds A 
Ca. 760 T€

Teilfonds B 
Ca. 760 T€

Verfügbare Finanzmittel: 
Ca. 1,5 Mio. €
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Hierdurch erhalten die Kassen den erfor-
derlichen Rundumblick für die angestreb-
te Maßnahme. Auch die Kassen haben die 
Möglichkeit, strukturverändernde und zu-
kunftsorientierte Versorgungsmaßnahmen 
gegenüber der KVBB vorzuschlagen.

Gemeinsame Lösungen gefunden

Unter dem Blickwinkel des demographi-
schen Wandels im ländlichen Raum und 
um die daran anknüpfenden Herausforde-
rungen in der Zukunft gemeinsam zu be-
werkstelligen, werden Versorgungsstruk-
turen kooperativ entwickelt, damit eine 
zukunftsfähige Gesundheitsversorgung 
im Land Brandenburg sichergestellt wer-
den kann.

Was geschah 2013 und 2014?

2013 wurden z. B. zwei Praxen mit Investi-
tionskostenzuschüssen unterstützt, die aus 
dem Teilfonds A entnommen worden sind. 
Weitere Fördermaßnahmen aus dem Teil-
fonds A waren die Unterstützung von Stu-
denten im Praktischen Jahr und für Studen-
ten zur Absolvierung von Famulaturen und 
Blockpraktika. Ergänzend hierzu wurden 
Vertragsärzte bei der Aus- und Weiterbil-
dung von Studenten unterstützt. Hierdurch 
kann ein Einklang zwischen Auszubilden-
den und Ausbildern erreicht werden. Wei-
terhin wurde für die spezifische Förderung 
des ärztlichen Nachwuchses im Rahmen 
der Etablierung der KV RegioMed Lehrpra-
xen Finanzvolumen aus dem Teilfonds A 
genutzt. Auch für Sprachkurse und die För-
derung der ambulanten Weiterbildungsab-
schnitte zum Kinder- oder Facharzt wurden 
die Mittel verwendet.
KV RegioMed Zentrum Templin
Gemeinsam mit dem Sana-Klinikum in 
Templin wurde das Projekt zur ambulan-
ten geriatrischen Versorgung ins Leben ge-
rufen. Derzeit wird an der Weiterentwick-
lung des Projektes gearbeitet.
KV RegioMed Bereitschaftspraxis 
Brandenburg
Bereits zum 1.1.2014 ist die Neuordnung 
der zwei Dienstbereiche Brandenburg/ 

Kirchmöser und Brandenburg Land zu 
einem gemeinsamen Soll-Dienstbereich 
„Brandenburg“ umgesetzt worden. Zur 
Entlastung des Bereitschaftsdienstes und 
der Rettungsstelle wurde eine KV Regio-
Med Bereitschaftspraxis eröffnet.
KV RegioMed Programm 
Eisenhüttenstadt-Guben-Forst
Das Projekt befindet sich bereits in der 
Realisierung. Es sind allgemeinmedizini-
sche Praxen in der Region errichtet. Die 
Gewinnung von polnischen Ärzten und 
der Aufbau eines bilingualen Casema-
nagement gehören ebenfalls zu diesem 
Projekt.
KV RegioMed Lehrpraxis
Mit der KV RegioMed Lehrpraxis wird das 
Ziel verfolgt, Ärztenachwuchs langfristig 
für eine Berufsausübung als ambulant tä-
tiger Arzt im Land zu gewinnen. Genera-
tionsübergreifend können sich niederge-
lassene und angestellt tätige Ärzte bei 
einer praxisorientierten Aus- und Wei-
terbildung einbringen und als Mentoren 
auftreten. Die Lehrpraxen werden landes-
weit vernetzt sein. 
KV RegioMed Netze
Auf der Grundlage der Rahmenvorgabe 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
wird die KVBB die Anerkennung von Pra-
xisnetzen nach § 87b Abs. 4 SGB V prüfen 
und auf die Bedürfnisse im Land Bran-
denburg anpassen. Das Projekt ist der-
zeit noch nicht abgeschlossen.

Arzt- und Psychotherapeutenwegweiser

Im ersten Schritt wird durch die KVBB 
analysiert, inwieweit der Aufbau einer 
erweiterten Datenbank möglich ist, um 
weitergehende Informationen zum Leis-
tungsspektrum der Ärzte und Psychothe-
rapeuten zu erhalten mit der Zielsetzung, 
diese frei verfügbar zu machen. Es han-
delt sich um ein laufendes Projekt.

Die vielfältigen Projekte des Teilfonds 
B ermöglichen es in ausgewählten Regio-
nen im Land Brandenburg, die Versorgung 
vor Ort weiterzuentwickeln. 

Es gilt, daran weiterzuarbeiten: Füh-
ren wir es gemeinsam fort!  

Bisher handelte es sich um eine 
Kann-Regelung des Gesetzgebers, ei-
nen Strukturfonds nach § 105 Abs. 1a 
SGB V einzuführen.
Um aber eine flächendeckende Si-
cherstellung der vertragsärztlichen 
Versorgung dauerhaft zu gewährleis-
ten, wird die Kann- zu einer Soll-Re-
gelung. Dadurch können gezielt För-
dermaßnahmen zur Vermeidung oder 
Behebung von Versorgungsdefiziten 
umgesetzt werden.
Bereits drei Jahre nach Umsetzung 
der Rahmenvereinbarung zum Struk-
turfonds in Brandenburg sieht das 
GKV-VSG vor, dass künftig nicht nur 
in unterversorgten Planungsberei-
chen die Bildung eines Strukturfonds 
möglich ist. Die paritätische Mittel-
aufwendung bleibt bestehen. Das bis-
herige Finanzvolumen von jeweils 0,1 
Prozent der Gesamtvergütung kann 
um weitere 0,1 Prozent aufgestockt 
werden. Ziel ist mehr Handlungs-
spielraum für die Vertragspartner. Die 
Kassen erhalten dabei ein gleichbe-
rechtigtes Mitspracherecht, damit die 
Versichertengelder zielgerichtet ein-
gesetzt werden, um die regionalen 
Versorgungsbedürfnisse der Patien-
ten zu berücksichtigen. In Branden-
burg besteht dies bereits seit Beginn 
der Rahmenvereinbarung und sogar 
ein Vorschlagsrecht für die Kassen. 
Das Spektrum wird z. B. um die Förde-
rung ambulanter Abschnitte der fach-
ärztlichen Weiterbildung erweitert.
Es ist erkennbar, dass die Partner im 
Land gemeinsam und dauerhaft kon-
struktiv an der Verbesserung der am-
bulanten vertragsärztlichen Ver-
sorgung arbeiten und wegweisende 
Instrumente entwickelten, die nun 
bundesweit Auswirkungen haben.

A U S B L I C K

Brandenburg als 
Vorreiter – Bundes-
gesetz zieht nach
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Frühförderungsverordnung im Landkreis 
Potsdam-Mittelmark

Nach dem Landkreis Oberspreewald-Lausitz wird nun 
auch Potsdam-Mittelmark sein umfangreiches Frühförder-
angebot um die Komplexleistung Frühförderung/Früher-
kennung unter finanzieller Beteiligung der gesetzlichen 
Krankenkassen ergänzen. 
Kassen und Landkreis haben sich auf die Vergütung der 
Komplexleistung Frühförderung/Früherkennung verstän-
digt. Gestartet wird zunächst mit dem Klinikum Ernst von 
Bergmann, das die Leistungen für betroffene Kinder und 
deren Eltern im Raum Bad Belzig anbieten wird. 

Ambulante Pflegevergütung steigt

Die Vertragspartner haben ein gutes Verhandlungsergeb-
nis erreicht: Die Vergütung für ambulante Pflegeleistun-
gen und hauswirtschaftliche Versorgung der Pflegebedürf-
tigen wird ab 1.6.2015 um 3,5 Prozent und ab 1.1.2016 um 
weitere 3 Prozent für alle organisierten Pflegedienste (au-
ßer Bundesarbeitsgemeinschaft Hauskrankenpflege) er-
höht. 2015 und 2016 wirkt sich die Vergütungserhöhung 
damit auf durchschnittlich 2,5 Prozent Lohnerhöhung aus. 
Dies ist ein Signal der Wertschätzung für die Arbeit der 
Pflegenden.

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung Ber-
lin-Brandenburg e.V. (MDK BB) ist der Beratungs- und 
Begutachtungsdienst der gesetzlichen Kranken- und 

Pflegekassen. Er wirkt an ihrer Seite mit seiner sozialmedizini-
schen Kompetenz an der Gestaltung des Gesundheitswesens in 
unserer Region mit. Der MDK BB ist eine Arbeitsgemeinschaft 
der in beiden Bundesländern vertretenen Krankenkassen bzw. 
Krankenkassenverbände. 
Ein wichtiges Organ des MDK BB ist der Verwaltungsrat. In sei-
ner Sitzung am 1.6.2015 wurde für die Ersatzkassen Michael 
Domrös als Mitglied in den Verwaltungsrat neu aufgenommen. 
Damit sind für die Ersatzkassen Christian Ermler, Heinz-Joa-
chim Gabler und Klaus Wonneberger, Dr. Friedrich Kästner und 
Michael Domrös vertreten. Im Haushaltsausschuss des Verwal-
tungsrates sind aktuell Susanne Hertzer und Thorsten Boßems 
als Mitglieder benannt.

M E D I Z I N I S C H E R  D I E N S T  D E R  K R A N K E N V E R S I C H E R U N G

Neubesetzung in MDK-Gremien

K U R Z  G E F A S S T

Das Berlin-Institut für Be-
völkerung und Entwick-
lung gibt in seiner Stu-

die „Von Helden und Hürden 
– Wie sich das Leben auf dem 
Land neu erfinden lässt“ ei-
nen Einblick in die wachsenden 
Versorgungsprobleme ländli-
cher Regionen und zeigt, welche 
Hemmnisse neuen und innova-
tiven Lösungen im Wege stehen. 
Die Studie beleuchtet unter-

schiedliche Lebensbereiche, so u. a. den Gesundheits- und Pfle-
gebereich sowie das ehrenamtliche Engagement. 
Viele ländliche Regionen verlieren weiter an Bevölkerung. Vor 
allem junge Landbewohner zieht es in die Ballungsräume. Ort-
schaften verlieren an Attraktivität und drohen, in eine sich 
selbst verstärkende Abwärtsspirale aus schrumpfender Be-
völkerung und ausdünnender Versorgung zu geraten. Eine der 
vielen Folgen: Landärzte finden keine Nachfolger für die Pra-
xis, wenn sie in den Ruhestand gehen. Die Erwartung der Men-
schen an eine gute medizinische Versorgung sinkt aber nicht. 
Im Gegenteil. Um den Bedürfnissen einer alternden Landbe-
völkerung gerecht zu werden, ist im medizinischen Bereich so-
gar eine bessere Versorgung nötig. Wo vergleichsweise viele 
ältere Menschen leben, treten chronische Erkrankungen häufi-
ger auf. Zudem steigt die Zahl der Menschen, die pflegebedürf-
tig und auf Unterstützung angewiesen sind. 
Die Studie zeigt an Beispielen, wie „Helden“ neue Wege ge-
hen und Hindernisse aus dem Weg räumen, um den ländlichen 
Raum lebenswerter zu gestalten. So wurde u. a. in Brandenburg 
das „Gemeindeschwestermodell AGnES“ zur Entlastung der Ärz-
te in unterversorgten Regionen umgesetzt und nunmehr auch in 
die Regelversorgung mit aufgenommen. „AGnES“ beruht auf dem 
Gedanken, dass nicht-ärztliche Praxisassistenten Patienten auf-
suchen, die Betreuung und Überwachung benötigen, aber nicht 
mobil genug sind, um in die Praxis zu kommen. Um genau diese 
Patienten kümmert sich auch eine Templiner Zahnärztin, die eine 
„rollende Zahnarztpraxis“ gründete. Mit einem Minitransporter, 
in dem sie eine speziell gefertigte, mobile Apparatur (bestehend 
aus Beleuchtung, Bohrer, Lichthärter für Füllungen und Absau-
geschlauch), Instrumente und Verbauchsmaterialien transpor-
tiert, fährt sie jeden Dienstagvormittag in die Dörfer in der Region 
Uckermark und kümmert sich um schmerzende Zähne, drückende 
Gebisse und entfernt Zahnbelege. Gefördert wird das Modellvor-
haben aus EU-Mitteln. Im Schlussteil führt die Studie Handlungs-
empfehlungen zu den unterschiedlichen Lebensbereichen auf.

S T U D I E

Die Uckermark ist nicht Berlin! 
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S E L B S T H I L F E F Ö R D E R U N G

Mehr Geld der Ersatzkassen 
für Selbsthilfe 
Die Ersatzkassen unterstützen bestehende Eigeninitiative, tragen dem 
hohen Stellenwert der gesundheitsbezogenen Selbsthilfe Rechnung 
und würdigen damit aktiv deren gesundheitspolitische Bedeutung.

S
eit Jahren fördern die Ersatzkas-
sen gesundheitsbezogene Selbst-
hilfe. Sie bringt Betroffene mit 
Betroffenen zusammen, die durch 

gegenseitige Hilfe die Folgen ihrer chro-
nischen Erkrankung oder Behinderung 
besser meistern. 

Die Selbsthilfeförderung der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) erfolgt 
über zwei Förderstränge: die kassenarten-
übergreifende Gemeinschaftsförderung 
und die kassenindividuelle Förderung. Die 
Fördersumme ist 2015 erneut gestiegen. Im 
Vergleich zu 2014 stieg die Gemeinschafts-
förderung der GKV im Land Brandenburg 
2015 um ca. vier Prozent auf fast 639.500 
Euro. Die Ersatzkassen tragen mit fast 
301.600 Euro den größten Anteil der ge-
sundheitsbezogenen Selbsthilfe und un-
terstützen damit deren sinnvolle und wert-
volle Arbeit. Der vdek ist federführend für 
die Antragsbearbeitung von mehr als 700 
Selbsthilfegruppen und damit für die För-
derebene mit dem größten Antragsvolumen 
zuständig: Die Selbsthilfegruppen erhalten 

2015 fast 235.500 Euro. Das entspricht ei-
ner Durchschnittsförderung pro Selbsthil-
fegruppe von mehr als 330 Euro. Die 20 Lan-
desorganisationen erhalten 196.000 Euro 
und damit im Durchschnitt 9.800 Euro und 
die 21 Kontaktstellen werden mit 208.000 
Euro gefördert – das entspricht einer 
durchschnittlichen Fördersumme von mehr 
als 9.900 Euro pro Kontaktstelle. 

Transparentes Verfahren

Gesetzliche Grundlage der Förderung ist 
das Fünfte Sozialgesetzbuch – ein indi-
vidueller Rechtsanspruch auf Förderung 
besteht jedoch nicht. Das Antragsverfah-
ren ist transparent: Vertreter der Selbst-
hilfeinstitutionen aller Förderebenen 
sind in die Fragen der Förderfähigkeit mit 
eingebunden. Eine genaue Aufteilung und 
Übersicht der verausgabten Fördermittel 
wird jährlich im Transparenzbericht unter 
http://www.vdek.com/LVen/BERBRA/
Vertragspartner/Selbsthilfe_/Branden 
burg.html veröffentlicht.  

Durch den Abschluss der Arznei-
mittelvereinbarung 2015 auf dem 
Verhandlungsweg haben die Ver-
tragspartner erneut die Funktionsfä-
higkeit der Selbstverwaltung im Land 
Brandenburg unter Beweis gestellt. 
Die Arzneimittelvereinbarung regelt 
das Verordnungsvolumen der Ver-
tragsärzte und gibt Ihnen und damit 
auch den Patienten Sicherheit bei 
der Verordnung von Arzneimitteln.
Das Gesamtvolumen beträgt 2015 
mehr als eine Milliarde Euro. Gegen-
über dem Vorjahr wurde das Arznei-
mittelausgabevolumen um 4,9 Pro-
zent gesteigert. 
Neben den bundesweiten Vorgaben 
– wie z. B. Altersstruktur und Einsatz 
innovativer Arzneimittel – verstän-
digten sich Kassen und Ärzte auch 
auf die Fort- und Weiterentwicklung 
regionaler Ziele für eine wirtschaftli-
che Verordnungs- und Versorgungs-
weise. Unter Berücksichtigung der 
regionalen Versorgungsstruktur wur-
de z. B. ein regional angepasstes 
Sondervolumen für die Hepatitis C 
Behandlung vereinbart. Damit ist es 
den Partnern gelungen, regionale 
Besonderheiten im Land auszubau-
en, zu überarbeiten und anzupassen 
– vom „Allgemeinen“ auf das „Spe-
zielle“. Auch die Richtgrößen wur-
den für 2015 linear angepasst. Damit 
ist der Weg frei für eine sachgerechte 
Versorgung der Brandenburger Be-
völkerung.

A R Z N E I M I T T E L V E R E I N B A R U N G

Unter Dach und 
Fach gebracht
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Seit langem gehört der Begriff „Ge-
sundheitsreform“ zum deutschen 
Sprachgut. Veränderungen treffen 
auf gewachsene Strukturen und wirt-
schaftliche Interessen und sind daher 
stets umstritten. Geschildert wird der 
ökonomische und rechtliche Rahmen 
von Reformen, die Entwicklung der 
Krankenversicherung von einer Lohn-
ersatzkasse zur Finanzierungsgrund-
lage der größten Dienstleistungsbran-
che unserer Volkswirtschaft sowie 
Reformabläufe. Hartmut Reiners war 
viele Jahre im Brandenburger Ge-
sundheitsministerium tätig.

Franz Knieps/Hartmut Reiners 
Gesundheitsreformen in 
Deutschland 
Geschichte – Intentionen – 
Kontroversen 
1. Aufl. 2015, 388 Seiten,  
€ 29,95, Verlag Hans Huber

Die Broschüre „Land Brandenburg – 
Wohnen und Leben im Alter“ widmet 
sich mit dem Sonderthema „Beweg-
te Senioren“ der aktiven Lebenswei-
se, die Mobilität und Beweglichkeit 
bis ins hohe Alter fördert. Hier wer-
den u. a. sechs „Seniorenaktivplät-
ze“ vorgestellt. Traditionell stellen 
sich Senioren-, Wohn- und Pflegeein-
richtungen vor. Von seniorengerech-
ten Quartieren der Wohnungsunter-
nehmen über die Möglichkeiten des 
Betreuten Wohnens bis hin zur voll-
stationären Unterbringung wird ein 
umfangreicher Überblick über mögli-
che Wohnformen im Alter vermittelt. 

Angelika Feldt/Regina 
Hoffmann-Baumann 
Land Brandenburg –  
Wohnen und Leben im Alter 
Sonderthema: Bewegte Senioren  
13. Aufl. 2015, 72 Seiten, € 1,50, 
DAKAPO Pressebüro, Berlin 2014

W
ohnen im

 Alter – Land B
randenburg 

2012/13

Wohnen& Leben

Sonderthema: Bewegte Senioren
13. Jahrgang   2015

im Alter

Land Brandenburg

B Ü C H E R

Eine unendliche 
Geschichte 

Aktives Altern – 
„Bewegte Senioren“

Wie viel Geld wird für die Gesund-
heit ausgegeben? Wie viele 
Krankenhäuser gibt es im Land 

Brandenburg? Wie viele Vertragsärzte ar-
beiten hierzulande? Antworten auf diese 
und viele weitere gesundheitspolitische 
Fragen liefert die 19. Auflage der Broschü-
re „vdek-Basisdaten des Gesundheitswe-
sens 2014/2015“. In fünf Kapiteln werden 
Entwicklungen und Zusammenhänge aus-
gewählter Themen in Grafiken und Tabel-
len für ganz Deutschland dargestellt. Be-
völkerungs- und Versichertendaten sind 
ebenso enthalten wie Finanz- und Struk-
turdaten der Versorgungsbereiche der 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversi-
cherung. Neben dem kostenlosen Print
exemplar – das unter basisdaten@vdek.
com bestellt werden kann – ist die Bro-
schüre im Internet unter www.vdek.com/
presse/daten.html zu finden. Unser beson-
derer Service: Die Statistiken werden im 
Netz laufend aktualisiert.

In zwei Jahren finden bei den Ersatz-
kassen die nächsten Sozialwahlen 
statt. Wahlberechtigte Versicherte 

können von April bis Mai 2017 ihre Ver-
treter in die „Parlamente“ der Kranken-
kassen wählen. Wer sich schon jetzt 
über Aufgaben und Ziele der Selbstver-
waltung informieren möchte, hat auf der 
neu errichteten Webseite www.selbst-
verwaltung.de Gelegenheit. Hier stellen 
Selbstverwalter in Portraits ihr persön-
liches Engagement für die Belange der 
Versicherten dar.

V D E K - G E S U N D H E I T S D A T E N

Statistik für jedermann

S E L B S T V E R W A L T U N G

Wir sind Selbst-
verwaltung – neue 
Webseite informiert

Zum wiederhol-
ten Male haben 
die Ersatzkassen 
zusammen mit 
dem VVA-Ver-
lag das Verzeich-
nis der Ärzte- 
und Zahnärzte 

2015 auf den Markt gebracht. Das 
praktische Nachschlagewerk bietet 
dem Leser einen Überblick über Ärz-
te und Zahnärzte im Land Branden-
burg – unterteilt nach Landkreisen 
und kreisfreien Städten. Die Bro-
schüre steht als Download auf der 
Internetseite der vdek-Landesver-
tretung zur Verfügung.

V E R Z E I C H N I S

Hilfreicher Service
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